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  RAUBBAU/068: Fracking nicht mit uns - verkappte Industrieermächtigung ... (BBU)


  

  Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 1. April 2015


  BBU: Bundeskabinett setzt Bevölkerung und Umwelt den Gefahren des Frackings aus



  (Bonn, Berlin, 01.04.2015) Als unverantwortliche Fehlentscheidung bezeichnet der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) den heutigen Beschluss des Bundeskabinetts, ein Pro-Fracking-Recht auf den Weg zu bringen. Auf Dreiviertel der Fläche Deutschlands wäre danach Fracking grundsätzlich möglich. Fracking im Rahmen der Geothermie und im Sandgestein wird auf dieser Fläche für alle Tiefen freigegeben. Dies gilt auch für Fracking im Schiefergestein und in Kohleflözen unterhalb einer Tiefe von 3.000 Metern. Oberhalb dieser Tiefe wird die faktische Entscheidung in die Hände einer überwiegend mit Fracking-Befürwortern besetzten Kommission gegeben. Damit setzt das Bundeskabinett die Bevölkerung und die Umwelt weiträumig den Gefahren der unbeherrschbaren Risikotechnik wie Grundwasserkontaminationen und Erdbeben aus. Bereits jetzt gibt es im Bundestag massiven Widerstand gegen das vorgelegte Fracking-Recht. Der BBU appelliert an die Bundestagsabgeordneten, einzugreifen und das Regelungspaket zu stoppen.


  Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu: "Die Bundesregierung provoziert mit ihren Plänen einen völlig unnötigen gesellschaftlichen Konflikt. In ganz Deutschland engagieren sich Bürgerinitiativen gegen das gefährliche Gasbohren. Ein breites Bündnis von Organisationen hat sich in der letzten Woche gegen die Rechtsänderungsentwürfe ausgesprochen. Bereits jetzt ist absehbar, dass der gesellschaftliche Widerstand gegen den Einsatz dieser Technik weiter zunehmen wird. Doch die Bundesregierung forciert ihr Pro-Fracking-Recht, obwohl gefracktes Gas für die Energieversorgung Deutschlands entbehrlich ist. Die Regierung wäre gut beraten, ihre Fracking-Pläne aufzugeben und den Ausbau der Nutzung regenerativer Energiequellen voranzutreiben."


  Empörend findet der BBU die Darstellungen von Bundes-Umweltministerin Hendricks zur Rechtfertigung des Regelungspakets auf der heutigen Bundespressekonferenz.


  So wurde offenbar, dass die Aussage der Ministerin, ein Fracking-Verbot wäre grundgesetzwidrig, aus der Luft gegriffen ist. So konnte die Ministerin auf Nachfrage kein Rechtsgutachten vorlegen, das ihre Aussage bestätigen würde. Das Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages von 2011, gemäß dem ein Fracking-Verbot problemlos möglich ist, erwähnte sie bezeichnenderweise nicht. Und der beschlossene Ausstieg aus der Atomkraft steht ihrer Aussage diametral entgegen, dass ein Technik-Verbot unmöglich wäre.


  Die Aussage der Ministerin, dass in Deutschland die bisher strengsten Regeln für Fracking eingeführt werden, die es jemals gab, ist substanzlos. Denn mit ihrem Regelungspaket hebelt Frau Hendricks bestehende, strengere Ländermoratorien aus. Und konkrete technische Anforderungen für den Frack-Prozess werden weder durch die vorgelegten Rechtsänderungsentwürfe festgelegt, noch sind derartige rechtliche Regelungen für die Zukunft vorgesehen.


  Befremdlich ist auch der Satz der Ministerin: "Die Expertenkommission war in unserem Entwurf vom Dezember nicht drin." Die am 19.12.2014 an die Verbände verschickte Fassung zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes enthielt die Expertenkommission bereits. Der BBU erwartet eine eindeutige Klärung der Frage, auf wessen Betreiben und wann die Fracking Kommission ins Spiel gebracht wurde und ob von außen Einfluss auf die Bundesregierung oder die Ministerien genommen wurde. Die nebulöse Aussage, dies sei "auf Druck der Union durch das Kanzleramt hinein verhandelt worden", reicht nicht aus, um die Hintergründe der geplanten Einsetzung der einseitig besetzten Kommission zu klären.


  Als hoffnungsvolles Zeichen sieht der BBU den fraktionsübergreifenden Widerstand von Bundestagsabgeordneten gegen Fracking. Angesichts der geplanten Verabschiedung des Pro-Fracking-Rechts im Eiltempo kommt diesen Abgeordneten nun die wichtige Aufgabe zu, schnell einzugreifen und das umweltschädliche Regelungspaket zu stoppen. Dabei können sie sicher sein, die Interessen der Bevölkerung zu vertreten.


  

  Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen, Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken. Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für umweltfreundliche Energiequellen.


  *


  Quelle:

  BBU-Pressemitteilung, 01.04.2015

  Herausgeber:

  Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

  Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

  Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

  Internet: www.bbu-online.de

  Facebook: www.facebook.com/BBU72
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  RAUBBAU/067: Fracking nicht mit uns - nichts dazugelernt ... (NaturFreunde)


  

  NaturFreunde Deutschlands - 1. April 2015


  Fracking in Deutschland - Ein schwarzer Tag für die Natur



  Berlin, 1. April 2015 - Zu dem heutigen Kabinettsbeschluss, unter bestimmten Bedingungen das hoch umstrittene Fracking gesetzlich zuzulassen, erklärt der Bundesvorsitzende der NaturFreunde Deutschlands Michael Müller:


  Es ist kein Aprilscherz: Tatsächlich hat das Bundeskabinett heute einen Gesetzesentwurf beschlossen, wonach das Fracking von Erdgas und Erdöl in Deutschland unter bestimmten Regeln zugelassen wird. Tatsächlich ist es ein schwarzer Tag für die Natur. Welch ein Widerspruch: Während in den USA die Illusion verfliegt, Fracking könne das Energieproblem zumindest zeitweilig lösen, kann das Gesetz jetzt in Deutschland, in dem die Natur zerstörenden Eingriffe bislang verhindert werden konnten, zu einem Türöffner werden.


  Dabei ist das Gebot unserer Zeit ein Umdenken in der Energie- und Ressourcenpolitik, um die Natur und das Klima zu schützen. Mit Fracking wird an der alten Naturvergessenheit festgehalten, die das verhindert, um was es eigentlich geht: die Energiewende. Die NaturFreunde Deutschlands hatten gehofft, unser Land sei weiter. Tatsächlich gibt es aber leider auch in der Umweltpolitik eine starke restaurative Kraft.


  *


  Quelle:

  Presseinformation vom 01.04.2015

  Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

  Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

  Bundesgeschäftsstelle

  Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

  Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

  E-Mail: presse@naturfreunde.de

  Internet: www.naturfreunde.de
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  RAUBBAU/066: Fracking nicht mit uns - Januskopf ... (NABU)


  

  Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressemitteilung vom 01.04.2015


  NABU: Fracking wird durch die Hintertür möglich


  Tschimpke: Bundestag darf dem Kabinett Nachlässigkeiten nicht durchgehen lassen



  Berlin - Der NABU kritisiert die heutigen Kabinettsbeschlüsse der Bundesregierung zur Fracking-Technologie. NABU-Präsident Olaf Tschimpke:


  "Jede Erlaubnis von Fracking ist kontraproduktiv für die Energiewende. Aus unserer Sicht wäre ein klares Verbot der Technologie das richtige Signal vonseiten der Bundesregierung gewesen. Heute hat das Kabinett aber entgegen aller Behauptungen eher ein Fracking-Ermöglichungsgesetz beschlossen. Der Gesetzestext ist dabei gefährlich zweideutig: In den ersten Abschnitten schließt die Bundesregierung noch Fracking für bestimmte Gebiete aus. In den hinteren Paragraphen wird aber klar: Fracking kann doch erlaubt werden, und zwar durch eine demokratisch nicht legitimierte und höchst zweifelhafte Expertenkommission. Diese Ausnahmen von der Ausnahme dürfen Bundestag und Bundesländer der Bundesregierung nicht durchgehen lassen." Zudem dürfe es keinen Automatismus für eine kommerzielle Förderung ab 2019 geben.


  Der NABU hätte sich zum Fracking einen klaren Rechtsrahmen gewünscht, der den umfassenden Schutz von Mensch, Natur und Wasser regelt. "Stattdessen ist nun diese Mogelpackung eines Fracking-Ermöglichungsgesetzes in der Welt. Wo die Bundesregierung vor der Erdgaslobby eingeknickt ist, muss der Bundestag nun dringend nachbessern. Jeder Abgeordnete ist hier in der Pflicht. Denn am Ende trägt jeder Abgeordnete persönlich Sorge dafür, dass die Einwohner, Natur und das Wasser in seinem Wahlkreis sicher sind", so der NABU-Präsident.


  Der NABU fordert Nachbesserungen mindestens in folgenden Punkten:


  • Verzicht auf die demokratisch nicht legitimierte Expertenkommission


  • Der Geltungsbereich des vorsorgenden Grundwasserschutzes muss ausgeweitet werden: egal ob es als Trinkwasser oder in der Landwirtschaft genutzt wird oder als Bestandteil des Naturhaushalts geschützt ist


  • Der bergrechtliche Rechtsanspruch von Unternehmen auf Zulassung von Frackingvorhaben muss beschränkt werden


  • Das Verbot von Fracking muss ausgeweitet werden auf Natura 2000- Gebiete mit Sandstein-Formationen und Gebiete, die für die Lebensmittelproduktion wichtig sind


  • Verzicht auf Probebohrungen


  • Keine Verpressung von Lagerstättenwasser


  • Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) für alle Arten von Tiefbohrungen


  • Tiefbohrungen aller Art dürfen nur nach dem neuesten Stand der Technik durchgeführt werden


  

  NABU-Kurzgutachten zur Expertenkommission unter:

  www.NABU.de/downloads/fracking/2015-03-nabu-kurzgutachten-fracking-expertenkommission_GGSC.PDF


  Protest-Aktion des NABU gegen Fracking:

  www.NABU.de/frackingfrei


  *


  Quelle:

  NABU Pressemitteilung vom 01.04.2015

  Herausgeber:

  Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

  Pressestelle

  Charitéstraße 3, 10117 Berlin

  Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

  E-Mail: presse@NABU.de

  Internet: www.NABU.de



  veröffentlicht im Schattenblick zum 1. April 2015


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT

  



  RAUBBAU/065: Fracking nicht mit uns - ignoriert und abserviert ... (DNR)


  

  DNR - Deutscher Naturschutzring,

  Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände e.V.


  Pressemitteilung - Berlin, 1. April 2015


  Fracking-Gesetz ist ein fatales Signal für den Klimaschutz



  Berlin - Die Bundesregierung hat heute ein Fracking-Gesetz auf den Weg gebracht, das den Einsatz von Hydraulic Fracturing zur Gewinnung von Erdgas und Erdöl in Deutschland ermöglichen wird.


  Aus Sicht des Deutschen Naturschutzrings (DNR), dem Dachverband der Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände, sendet die Bundesregierung damit im Vorfeld der entscheidenden UN-Klimakonferenz im Dezember in Paris ein fatales Signal: Statt konsequenten Klimaschutz zu betreiben, setzt sie weiterhin auf klimaschädliche fossile Energieträger. "Um die Klimaziele zu erreichen, muss ein Großteil der fossilen Ressourcen in der Erde bleiben. Es ergibt keinen Sinn, jetzt durch Fracking weitere Lagerstätten zu erschließen - zudem mit einer risikoreichen Technik und mit umweltschädlichen Methoden", erklärte DNR-Generalsekretärin Liselotte Unseld.


  Aufgrund des Chemikalieneinsatzes und des Freiwerdens giftiger Lagerstättenwasser ist Fracking eine große Gefahr für Grund- und Trinkwasser. Außerdem wird beim Hydraulic Fracturing rund 30 Prozent mehr klimaschädliches Methan freigesetzt als bei der konventionellen Erdgasförderung.


  Darüber hinaus ist Fracking als Brückentechnologie in der Energiewende vollkommen ungeeignet, wie schon der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) festgestellt hat. Auch angesichts nicht abschätzbarer Folgekosten für die gesamte Volkswirtschaft ist es daher ökonomisch folgerichtig, die unkonventionellen Erdgas- und Erdölvorräte in Deutschland im Boden zu belassen. Nur ein konsequenter Ausbau der erneuerbaren Energien und der Energieeffizienz sichert langfristig die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft.


  "Mit dem heutigen Kabinettsbeschluss konterkariert die Bundesregierung sämtliche klima-, energie- und naturschutzpolitischen Zielvorgaben. Statt das kostenintensive und risikoreiche Fracking zu verbieten, nimmt die Regierung mögliche Umwelt- und Gesundheitsschäden in Kauf und bremst die Energiewende aus", kritisierte DNR-Frackingexperte Daniel Hiß.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung, 01.04.2015

  Deutscher Naturschutzring

  Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

  und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

  Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte

  Tel.: 030/6781775-70, Fax: 030/6781775-80

  E-Mail: info@dnr.de

  Internet: www.dnr.de
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  RAUBBAU/064: Fracking nicht mit uns - so zum Beispiel ... (BUND)


  

  BUND - Pressemitteilung vom 1. April 2015


  Protest gegen Kabinettsbeschlüsse zu Fracking. "Probebohrung" am Bundeskanzleramt



  Berlin: Anlässlich der Kabinettsbeschlüsse zur Fracking-Technologie haben heute der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact, Deutscher Naturschutzring (DNR), Naturschutzbund Deutschland (NABU), Umweltinstitut München, Robin Wood, PowerShift, die Deutsche Umwelthilfe (DUH) und die Arbeitsgemeinschaft der Umweltbeauftragten in der EKD (AGU) vor dem Bundeskanzleramt eine symbolische Fracking-Probebohrung vorgenommen. Ihr Protest richtet sich gegen die Absicht von Energiekonzernen, in mehreren Regionen Deutschlands mit dem umstrittenen Fracking Erdgas aus tiefen Erdschichten zu gewinnen. Die Organisationen fordern ein Verbot dieser Technologie.


  "Fracking bedroht die Grundwasservorräte, die Böden und schadet dem Klima. Es ist eine Fossil-Technologie von gestern und konterkariert die Energiewende", sagte Ann-Kathrin Schneider, Energieexpertin beim Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND). "In ganz Deutschland haben sich inzwischen mehr als 2000 Gemeinden gegen Fracking in ihren Regionen ausgesprochen. Die Bundesregierung muss die Sorgen und Proteste der Bürger ernst nehmen und Fracking verbieten", forderte Schneider.


  "Der von der Bundesregierung geplante Rechtsrahmen zu Fracking stellt die privatwirtschaftlichen Interessen der Erdgasindustrie über den vorsorgenden Umweltschutz", kritisierte Franziska Buch, Energiereferentin am Umweltinstitut München. "Indem die Energiekonzerne mit Fracking die weitere Ausbeutung fossiler Energien vorantreiben wollen, bürden sie der Umwelt und den Menschen die Folgekosten auf", sagte Buch.


  "Die Regierung will Fracking-Bohrungen ermöglichen. Das ist eine Hintertür für Exxon und Co, mit der eine Hochrisiko-Technologie salonfähig gemacht werden soll - die wir für die Energiewende gar nicht brauchen", so Chris Methmann, Campaigner bei Campact.


  "Der Bundestag entmachtet sich selbst, wenn er wesentliche Entscheidungen über Risiken und den Einsatz von Fracking oberhalb von 3000 Metern zu kommerziellen Zwecken einer Expertenkommission überlassen will, deren Neutralität in Frage gestellt werden kann. Dieses Vorgehen ist nach demokratischen Prinzipien nicht zu legitimieren", sagt Sascha Müller- Kraenner, Geschäftsführer der DUH.


  "Um ein Fracking-Ermöglichungsgesetz zu verhindern, sind nun die Abgeordneten des Bundestages gefragt. Sie sind aufgefordert alles daran zu setzen, den Schutz von Mensch, Natur und Wasser umgehend dort nachzubessern, wo die Bundesregierung geschlampt hat. Am Ende trägt jeder Abgeordnete persönlich dafür Sorge, dass die Einwohner, Natur, Seen, Brunnen und Talsperren in seinem Wahlkreis sicher sind", sagte NABU- Energieexperte Ulf Sieberg.


  Sollten die Gesetzesentwürfe zu Fracking heute vom Bundeskabinett beschlossen werden, kündigten die Umweltverbände weitere Proteste vor Ort an möglichen Fracking-Standorten gegen die aus ihrer Sicht inakzeptable Fördertechnik an.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung vom 1. April 2015

  Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

  Bundesgeschäftsstelle

  Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

  Telefon: 0 30 / 2 75 86 - 40, Fax 0 30 / 2 75 86 - 440

  E-Mail: bund@bund.net

  Internet: www.bund.net
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  BUCHBESPRECHUNG/065: War Pier Paolo Pasolini ein dissidenter Kommunist? (Gerhard Feldbauer)


  

  War Pier Paolo Pasolini ein dissidenter Kommunist?


  Obwohl er aus der IKP ausgeschlossen wurde, blieb er dem Kommunismus treu

  

  Der Historiker Giorgio Galli hat seine Biografie verfasst


  von Gerhard Feldbauer, 3. April 2015



  Pier Paolo Pasolini bin ich zweimal begegnet, zuletzt wenige Wochen vor seinem schrecklichen Tod am 1. November 1975. Ich war erstaunt, wie fundiert er sich zu den 1973/74 bekannt gewordenen neuen faschistischen Putschversuchen äußerte. "Ich weiß die Namen der Verantwortlichen für das, was man Putsch nennt", hatte ihn der Corriere della Sera am 14. November 1974 zitiert. Er charakterisierte die Putsche als "ein System der Herrschaftssicherung", und verwies auf die "Unterstützung des amerikanischen CIA" und die "der griechischen Obristen und der Mafia" und vergaß auch den "11. September 1973 mit dem Putsch in Chile" nicht. Nach dem Sturz des sozialistischen Präsidenten Salvadore Allende hatten die Faschisten der Mussolini-Nachfolgepartei Movimento Sociale Italiano (MSI) offen eine "chilenische Lösung" für Italien propagiert.


  Pasolini war eine faszinierende Persönlichkeit, deren hageres Gesicht mit den asketischen Zügen unter dem schwarzen Haar und dem durchdringenden Blick sich unauslöschlich einprägte. Seine politischen Gedanken, die er streitbar und manchmal mit einem Anflug von Besessenheit darlegte, waren von einer Scharfsinnigkeit, die kaum einer seiner Genossen in der Italienischen Kommunistischen Partei (IKP) und schon gar nicht in deren Führung aufzuweisen hatte. Seine Homosexualität, wegen der er aus der Partei ausgeschlossen wurde, hat Pasolini nie verheimlicht.


  

  Sein Marxismus war eine treue Ableitung des Philosophen aus Trier


  Nun hat der namhafte Historiker Giorgio Galli, bekannt durch zahlreiche fundierte Werke zur faschistischen Spannungsstrategie (erwähnt seien "Staatsgeschäfte, Affären, Skandale, Verschwörungen", Hamburg 1994 und "Il Partito armato. Gli 'anni di biombo' 1968-1986", Mailand 1993) über Pasolini eine Biografie vorgelegt, in der er das Bild eines überaus hochgebildeten Kommunisten und Intellektuellen, der auf dem Weg war, ein führender Ideologe zu werden, zeichnet. Galli gelingt eine weitgehend zutreffende Einordnung Pasolinis in den Entwicklungsprozess der IKP, für den dieser sich selbstlos engagierte. Er schreibt: "Der Marxismus Pasolinis ist eine zweifellos treue Ableitung aus jenem des Philosophen aus Trier - ein bipolarer Klassenkonflikt, in dem das aufstrebende Proletariat die langsam niedergehende Bourgeoisie herausfordert und letztlich besiegt. Er deckt sich indes nicht mit dem Italo-Marxismus des PCI; in den Jahren 1960 bis 1965 scheint Pasolini dieser Umstand jedoch noch nicht bewusst zu sein", meint Galli.


  

  Das bürgerliche Staatsmodell nannte er "eine Scheindemokratie"


  Gut gelingt Galli, die theoretischen Ansichten Pasolinis herauszuarbeiten, der das bürgerliche Staatsmodell, zu dem sich die IKP im "Historischen Kompromiss" bekannte, als "nur eine Scheindemokratie" entlarvte; der im Scheitern der Studentenrevolte von 1968 ("ein kurzes bürgerliches Strohfeuer") bereits "ein Vorzeichen für die unmittelbar anstehende reaktionäre Wende", die in die Ermordung Aldo Moros mündete, sah. Die Schärfe der politischen Gedanken Pasolinis zeige sich in seiner Ansicht, dass "die Masse der kommunistischen und progressiven Stimmen (hätte) dazu verwendet werden können, eine "liberale Revolution" im Sinne Piero Gobettis zu verwirklichen, anstelle eines in Wahrheit unmöglichen "Historischen Kompromisses" oder eines ebenso unmöglichen "italienischen Weges zum Sozialismus". Obwohl Pasolini sich zum revolutionären Marxismus bekannte, von dem die IKP spätestens seit Anfang der 1960er Jahre abrückte, stand er weiter zu ihr, was auf seine Basis-Verbundenheit zurückzuführen war.


  

  Die lebendige Sprache seiner Freibeuterbriefe, Lutherbriefe und Paulusbriefe


  Mitte der 1950er Jahre wurde Pasolini als Schriftsteller mit seinen Büchern "Ragazzi di Vita" (1955) und "Una Vita violenta" (1959) sowie durch seine ersten Filme "Accatone - Wer nie sein Brot mit Tränen aß" (1961) und "Mamma Roma" (1962 mit Anna Magnani) als Regisseur rasch auch international bekannt. Er schrieb Gedichte und Essays in bildhafter, lebendiger Sprache, verfasste Streitschriften (Freibeuterbriefe, Lutherbriefe, Paulusbriefe) die seine kommunistische Gesinnung bezeugten, aber auch seine Sicht auf religiöse Gefühle ausdrückten, was auch seine verfilmte Matthäus-Evangelisation zeigte.


  In der Lyrik sind "Gramscis Asche" (1957, und "Die Nachtigall der katholischen Kirche" (1958) zu nennen, von den Romanen "Der Traum von einer Sache" (1962) und "Ali mit den blauen Augen" (1965). In der Bundesrepublik erschienen viele seiner Werke bei Wagenbach.


  In seinem letzten Film "Salò oder die 120 Tage von Sodom" gestaltete er nach Marquis de Sade fiktiv die grausamen Zustände in einem Gefangenenlager in Salò, dem Sitz des Mussolini-Regimes am Gardasee unter der Okkupation der Hitlerwehrmacht. Den heftig umstrittenen Film prägten Resignation und Lebensekel. Bei Erwähnung einiger Aspekte vermisst man eine Würdigung bzw. Wertung des Schaffens dieses - fast möchte man sagen - einzigartigen vielseitigen Schriftstellers, Regisseurs und Publizisten.


  

  Wie ordnet sich das in Pasolinis Haltung ein?


  Im zweiten Teil seines Buches wird immer öfters fraglich, wie die Ausführungen Gallis in den Kontext des Lebenswegs Pasolinis eingeordnet werden sollen. So auch die Verwendung des Kampfbegriffs des Stalinismus oder seine Schlussfolgerung, dass Lenins Prognosen hinsichtlich der Rolle der "Partei als externer Gestalter des revolutionären Bewusstseins der subalternen Klassen" sich "nicht bewahrheitet" hätten. Oft wird dabei auch manches in das Werk Pasolinis hineinprojiziert bzw. interpretiert. So auch, wenn im Kontext von "Kirche und Revolution" auch noch die Enzyklika "Spe salvi" von Benedikt XVI., alias Joseph Ratzinger, angeführt wird. Streckenweise scheint es auch, dass Galli für ein recht elitäres Leserpublikum schreibt, bei dem höchste Kenntnisse vorausgesetzt werden, von denen Pasolini wohl nie so ausgegangen wäre. Dann gibt es höchst allgemeine Schlussfolgerungen, so wenn der Verfasser meint, dass Pasolini eine Partei wie Berlusconis "Forza Italia" "sehr interessiert hätte". Es ist wohl keineswegs spekulativ, hier festzuhalten, dass Pasolini deren faschistoiden Charakter, die Orientierung an Mussolini, den selbst der konservative Starjournalist Indro Montanelli offen legte, kristallklar analysiert hätte. Galli scheint das selbst erkannt zu haben, wenn er einmal einräumt "in einen gewissen Schematismus abzurutschen".


  Angesichts der Haltung Pasolinis zur IKP und der kommunistischen Bewegung überhaupt, sehe ich den Titel "der dissidente Kommunist" verfehlt. Dafür war Pasolini ein zu entschiedener Marxist, der in diesem Bekenntnis die einzige Lösung "nicht nur für die Gesellschaft, sondern für die Menschen schlechthin" sah.


  

  Alberto Moravias Totenrede


  Pasolinis Hinwendung zur IKP war der Liebe eines Kindes vergleichbar, das sich nach Zuneigung sehnt. Im Leben nicht erwidert, wurde sie ihm im Tode zuteil. Unter den Tausenden Trauergästen befanden sich viele Parteimitglieder, an ihrer Spitze Generalsekretär Enrico Berlinguer. Alberto Moravia sagte in seiner Totenrede: "Jedes Jahrhundert werden nur drei oder vier Dichter geboren, und wir haben einen Dichter verloren." Auch dieser Aspekt bleibt etwas unterbelichtet.


  Im November 1975 fiel Pasolini einem furchtbaren Verbrechen zum Opfer. In Ostia wurde er von mehreren Männern überfallen, schwer misshandelt und dann umgebracht. Der Mord wurde nie aufgeklärt. In seinem preisgekrönten biographischen Roman "In der Hand des Engels" (1985) verbreitete Dominique Fernandez die Version, der Dichter habe den Tod gesucht. Glaubwürdiger stellte Regisseur Marco Tullio Giordana in seinem dokumentarischen Spielfilm "Pasolini, ein italienisches Verbrechen", 1996 auf dem Festival in Toronto uraufgeführt, die Tat als einen politisch motivierten Mord dar.


  

  Er stand auf den Mordlisten der faschistischen Putschisten


  Als 30 Jahre nach seinem Tod die Ermittlungen neu aufgenommen wurden, schrieb die NZZ am 12. November 2005, "Faschismus, Mafia und Geheimdienste" würden als "mögliche Täter identifiziert". Eine späte Erkenntnis, denn schon in den 1970er Jahren war bekannt, dass der Name Pasolinis zusammen mit anderen linken Schriftstellern, darunter Alberto Moravia, auf den Mordlisten der faschistischen Putschisten stand.


  Pasolini wäre am 5. März dieses Jahres 93 Jahre geworden.


  Giorgio Galli: Pasolini - der dissidente Kommunist, Laika Verlag, Hamburg 2014, ISBN: 978-3-944233-16-1, 200 S., 28 Euro.
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  INFOPOOL / DIENSTE / WETTER

  



  AUSSICHTEN/7145: Und morgen, den 5. April 2015 (SB)


  

  +++ Vorhersage für den 05.04. bis zum 06.04.2015 +++



  
    
      [image: Jean-Luc 7145 Wetterfrosch - © 2015 by Schattenblick]


      


      
        Weichende Kühle

        und sonnenbestrahlt,

        Ostergefühle,

        von Jean-Luc bemalt.
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  INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK

  



  MELDUNG/1031: 1LIVE Programmtip - Taxi ins Nirgendwo, 7.4.2015 (WDR)


  

  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip


  Taxi ins Nirgendwo


  Reporter: Patrick Stijfhals

  Moderation: Jörn Behr

  1LIVE Reportage

  Dienstag, 7. April 2015, 23.00 - 00.00 Uhr | 1LIVE



  Wer in sein Taxi steigt, kommt überall hin. Nur nicht dahin, wo es eigentlich hingehen sollte. Das Ziel bestimmt der Fahrer. Eine Zufallsfahrt durch Köln.


  "Habt ihr irgendeine Ahnung, was heute Abend auf euch zukommt? Und ich verrate euch ein Geheimnis - ich weiß es auch nicht genau", so begrüßt Tom Wolff seine Gäste. Er ist Taxifahrer. Aber nicht von irgendeinem Taxi, sondern einem klassischen englischen Oldtimer.


  Damit kutschiert er regelmäßig angemeldete Gäste durch die Nacht. Menschen, die sich kennen, Menschen, die sich noch nie gesehen haben. Wer in sein Taxi steigt, kommt überall hin. Nur nicht dahin, wo es eigentlich hingehen sollte. Das Ziel bestimmt der Fahrer.


  1LIVE Reporter Patrick Stijfhals hat sich eine Nacht lang auf dem Beifahrersitz breit gemacht. Über Stunden verteilt trifft er die unterschiedlichsten Gäste - im Taxi und in abgefahrenen Locations. Es geht mit den Taxigästen auf eine spontane Party in einem Friseursalon, zu einem privaten Wohnzimmerkonzert oder zu einem Sektempfang auf einer Kölner Dachterrasse. Wollen die Gäste weiterziehen, genügt ein Anruf und Tom Wolff holt die Partymeute ab, um sie woanders hinzubringen. "Hör mal, ich hätte hier drei wunderhübsche Frauen für euch", so macht Tom die nächste Partylocation für seine Gäste klar, die sich gerade erst durch Toms Taxi kennen gelernt haben.


  Es ist eben ein Taxi ins Nirgendwo, eine Zufallsfahrt, ein Treffpunkt, ein Partytaxi. Wie diese Nacht endet, hört ihr in der 1LIVE Reportage am 7. April ab 23 Uhr in 1LIVE.


  Redaktion: Maike Wüllner
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  MUSIK/1345: WDR 3 - Liederabend mit Michael Dahmen und Christoph Schnackertz, 7.4.2015 (WDR)


  

  Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip


  Liederabend mit Michael Dahmen und Christoph Schnackertz


  WDR 3 Open Audition Series:

  Aufnahme vom 22. März 2015 aus der Aula des Gymnasiums in Odenthal

  WDR 3, Dienstag, 7. April 2015, 20.05 - 22.00 Uhr



  Michael Dahmen und Christoph Schnackertz sind zum zweiten Mal bei den "WDR 3 Open Auditions" zu Gast. Diesmal präsentieren sie deutsche Romantik. Schon im Jahr 2011 beeindruckte das junge Duo mit souveränen und bestens aufeinander eigespielten Interpretationen. Vom Fleck weg wurden sie daher für verschiedene Veranstaltungen der Kammermusikredaktion von WDR 3 verpflichtet - unter anderem zu ihrem Auftritt im Rahmen der "WDR 3 Open Auditions Series" in der Aula des Odenthaler Gymnasiums. Einen besonders reizvollen thematischen Schwerpunkt im Programm bilden vier ausgewählte Lieder von Richard Strauss und Hans Pfitzner unter dem Motto "Die Jahreszeiten".


  Michael Dahmen, Bariton

  Christoph Schnackertz, Klavier


  Redaktion: Michael Breugst
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  AUSLAND/7585: Aus aller Welt - 04.04.2015 (SB)



  MELDUNGEN



  Schulz warnt Tsipras


  Griechenlands Regierungschef Alexis Tsipras plant einen Besuch in Moskau. EU-Politiker sehen die Rußlandreise skeptisch. EU-Parlamentspräsident Martin Schulz warnte vor Spaltungsversuchen der EU. Die griechische Regierung sollte alles vermeiden, das in den vergangenen Tagen und Wochen gewonnene Vertrauen wieder zu gefährden, sagte der SPD-Politiker der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung. Die einheitliche europäische Haltung in der Rußland-Politik dürfe nicht aufs Spiel gesetzt werden.


  4.April 2015
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  GESUNDHEIT/7579: Medizin und Gesundheitswesen - 04.04.2015 (SB)



  MELDUNGEN



  Strengerer Pflege-TÜV statt besserer Bezahlung


  Statt den Beschäftigten in der Pflege den Erledigungsdruck bei ihrer Arbeit zu nehmen und für bessere Bezahlung zu sorgen, hat der Patientenbeauftragte des Bundes, Laumann (CDU), ein verschärftes Konzept für den künftigen Pflege-TÜV zur Bewertung von Heimen und ambulanten Diensten vorgestellt.


  Ab 2016 werde es statt Noten kurze, individuelle Prüfberichte für die Einrichtungen geben, erläuterte er nach Angaben des Bayerischen Rundfunks. Seiner Meinung nach sind vor allem meßbare Kriterien notwendig, an denen Bürger die Qualität von Pflege und Betreuung festmachen und vergleichen können. Diese Kriterien würden von einem Pflegequalitätsausschuß beschlossen, in dem auch Branchenmitarbeiter und Pflegebedürftige vertreten seien.


  4.April 2015
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  JUSTIZ/7585: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.04.2015 (SB)



  MELDUNGEN



  Neugeborenes Baby im Hauseingang gefunden


  Auf der Suche nach den Eltern eines in Berlin-Friedrichshain ausgesetzten Säuglings haben die Ermittler noch keinen Durchbruch erzielt. Die Behörden teilten inzwischen mit, daß es sich bei dem am Mittwoch von Passanten in einem Hauseingang gefundenen Baby um ein Mädchen handelt. Weitere Angaben wurden nicht gemacht. Das offenbar kurz zuvor geborene Kind wurde mit Unterkühlungen in ein Krankenhaus gebracht. Es bestehe aber keine Lebensgefahr, sagte Hauptkommissarin Gina Graichen vom Landeskriminalamt.


  4.April 2015
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  KULTUR/7579: Sprache, Kunst und Medium - 04.04.2015 (SB)



  MELDUNGEN



  Deutsche Journalisten verklagen US-Polizei


  Mehr als ein halbes Jahr nach den schweren Unruhen in der US-Stadt Ferguson, die auf die Tötung eines unbewaffneten Jugendlichen dunkler Hautfarbe durch Polizeikugeln zurückgehen, haben drei deutsche Journalisten die dortige Polizei wegen ihres harten Vorgehens gegen sie selbst verklagt. Die Reporter waren während der Proteste gegen Rassismus durch US-Behörden im August bei ihrer Arbeit festgenommen worden. Die Anklage lautet laut welt.de, daß der Bezirk St. Louis und 20Polizisten das Recht auf Meinungs- und Pressefreiheit verletzt und übermäßige Gewalt angewendet haben.


  4.April 2015
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  MILITÄR/7580: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.04.2015 (SB)



  MELDUNGEN



  Lage in Tikrit weiter außer Kontrolle


  Nach wochenlangen, schweren Kämpfen hat die irakische Armee zusammen mit schiitischen Milizen die radikalsunnitischen IS-Dschihadisten aus der strategisch wichtigen Stadt Tikrit vertreiben können. Die Lage in der Hauptstadt der Provinz Salah ad-Din scheint aber weiterhin chaotisch. Die Stadt- und Provinzverwaltung berichtet von schweren Plünderungen. Hunderte Häuser und Geschäfte sollen demnach von schiitischen Milizen ausgeraubt und angezündet worden sein.


  4.April 2015
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  POLITIK/7583: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.04.2015 (SB)



  MELDUNGEN



  Debatte um Solidaritätszuschlag - Neuer Vorschlag aus Niedersachsen


  In der Dauerdebatte über die Zukunft des Solidaritätszuschlags hat Niedersachsen dem Bund einen neuen Lösungsvorschlag vorgelegt. Nach Ansicht von Finanzminister Peter-Jürgen Schneider sollten die Länder ab 2020 mit einer Kopfpauschale an der Hälfte der Einnahmen des Solidaritätszuschlags, das sind etwa zehn Milliarden Euro, beteiligt werden. Dies verhindere, daß einige Bundesländer besser abschneiden und andere hinten runter fallen, sagte der SPD-Politiker in einem Gespräch mit der Deutschen Presse-Agentur in Hannover. Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) will den Solidaritätszuschlag ab 2020abschmelzen.


  4.April 2015
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  SONSTIGES/7582: Tragisches und Kurioses - 04.04.2015 (SB)



  MELDUNGEN



  Leiche aus dem Neckar geborgen


  In Esslingen haben Polizei- und Feuerwehrkräfte eine männliche Leiche aus dem Neckar geborgen. Die Behörden nehmen an, daß es sich bei dem Toten um einen seit einem Monat vermißten Kanufahrer handeln könnte. Der 31jährige war am 8. März bei Neckartailfingen in der Nähe eines Wehrs mit seinem Boot gekentert. Eine DNA-Analyse soll die Identität des Mannes sicherstellen.


  4.April 2015
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  SOZIALES/7581: Arbeit, Soziales und Familie - 04.04.2015 (SB)



  MELDUNGEN



  Inklusionskataster bietet Informationsmöglichkeit für Behinderte


  In Nordrhein-Westfalen ist laut wdr.de ein Inklusionskataster für gelungene Projekte und Initiativen zur Teilhabe von Behinderten eingerichtet worden. Man wolle damit Anregungen für die Entwicklung neuer Projekte und Initiativen geben, erläuterte Sozialminister Schneider (SPD). Die in dem Kataster dokumentierten gelungenen Beispiele zur Inklusion können über die Netzadresse www.inklusive-gemeinwesen.nrw.de abgerufen werden. Auch für Behinderte auf der Suche sei das Kataster eine gute Informationsquelle, so der Politiker.


  4.April 2015
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  UMWELT/7579: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.04.2015 (SB)



  MELDUNGEN



  Regierung winkt umstrittenen Fracking-Gesetzentwurf durch


  Aller Kritik zum Trotz - vor allem der Gefahren - hat das Bundeskabinett den umstrittenen Gesetzentwurf zur Gasförderung durch Fracking durchgewunken. Danach ist die Methode, die bekanntlich in den USA weitläufige Gebiete in einen Schweizer Käse verwandelt und in manchen Regionen das Grundwasser unwiederbringlich verseucht hat, zu Probezwecken unter Auflagen erlaubt, außerdem wird eine spätere großflächige Förderung nicht ausgeschlossen.


  Lediglich in sensiblen Regionen wie Wasserschutzgebieten ist Fracking demnach künftig untersagt. Von der Industrie wurden die Auflagen zwar als überzogen abgelehnt, tatsächlich entspricht der Entwurf vor allem deren Wünschen und Forderungen. Um ihre Beteiligung an diesem Deal zu kaschieren, hat die SPD Verbesserungsbedarf angemeldet. Über den kommerziellen Einsatz müsse der Bundestag entscheiden, heißt es in einem Schreiben der SPD-Fraktion nach Angaben des Bayerischen Rundfunks.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  WIRTSCHAFT/7581: Märkte und Finanzen - 04.04.2015 (SB)



  MELDUNGEN



  Mehr Herkunftsangaben auf Fleischverpackungen


  Ab diesem Monat sind fleischverarbeitende Betriebe zu genaueren Angaben auf ihren Verkaufsverpackungen verpflichtet. Verbraucher sollen dadurch nachlesen können, woher ihr als frisch gekauftes, gekühltes und gefrorenes Fleisch von Schaf, Ziege, Schwein und Geflügel stammt. Nur wenn das Tier im selben Land geboren, aufgewachsen und geschlachtet wurde, sieht die Regierung die bloße Nennung des Herkunftslandes als ausreichend an. Daß Fleischhersteller jetzt auch bei anderen Tieren als Rindern das Land der Aufzucht und der Schlachtung angeben müssen, geht auf eine EU-Mitteilung zurück - und natürlich auf bekanntgewordene Skandale in den vergangenen Jahren. Bei Rindfleisch müssen diese Angaben bereits seit dem Jahr 2000gemacht werden.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN

  



  WISSENSCHAFT/6666: Aus Forschung und Technik - 04.04.2015 (SB)



  MELDUNGEN



  DLR will Schrott im Erdorbit orten und überwachen


  Um die Flugbahn von Weltraumschrott im nahen Erdorbit zu erfassen und zu verfolgen, beauftragte das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) das Fraunhofer Forschungsinstitut für Hochfrequenzphysik und Radartechnik (FHR) mit der Entwicklung und dem Bau eines Überwachungsradars. Gesammelt werden sollen alle Bahndaten von Satelliten und Trümmern im niedrigen Erdorbit in einer Höhe zwischen 500 und 1200 Kilometern. Die ersten Messungen werden voraussichtlich schon in zwei Jahren erfolgen. Das Radar soll vom gemeinsamen Weltraumlagezentrum von DLR und Luftwaffe in der nordrhein-westfälischen Gemeinde Uedem aus betrieben werden.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  AUSLAND/6678: Aus aller Welt - 04.04.2015 (SB)



  VOM TAGE



  Favela-Bewohner in Rio protestieren gegen Befriedungspolizei


  In der Favela Complexo de Alemão von Rio de Janeiro ist am Donnerstagabend ein zehnjähriger Junge im Verlauf einer Polizeirazzia gegen Drogenhändler durch eine Kugel ums Leben gekommen. Nach Polizeiangaben traf ihn ein Querschläger bei einer Schießerei mit Kriminellen. Diese sollen zuerst geschossen haben. Die zuständigen Behörden suspendierten die an der Razzia beteiligten Polizisten vom Dienst, solange Ermittlungen zu dem Vorfall laufen. Gegenüber der Zeitung Globo berichtete die Mutter des getöteten Jungen, es habe keine Schießerei gegeben. Man habe nur einen einzigen Schuß gehört. Präsidentin Rousseff versicherte den Eltern ihre Solidarität und forderte, daß die Verantwortlichen für den Tod des Jungen vor Gericht gestellt werden. Am Freitag protestierten rund 300 Bewohner des Viertels gegen die sogenannte Befriedungspolizei UPP und blockierten eine Zufahrtstraße. Polizei setzte nach Angaben eines Sprechers gegen die Demonstranten nicht-tödliche Waffen wie Tränengas und Blendgranaten ein. Zuvor soll es zu einem Handgemenge zwischen Beamten und Demonstranten gekommen sein. Außerdem flogen Steine und Flaschen.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  GESUNDHEIT/6640: Medizin und Gesundheitswesen - 04.04.2015 (SB)



  VOM TAGE



  Zweiter Ebola-Impfstoff besteht Phase I-Studie


  Nach dem großen Sterben haben jetzt forschende Mediziner das Ruder in Westafrika übernommen. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, hat sich jetzt der zweite Ebola-Impfstoff als sicher erwiesen und den Phase I-Test bestanden. Schon der erste Impfstoff, cAd3-ZEBOV von GlaxoSmithKline (GSK), hatte die Phase I-Studie problemlos passiert. Demgegenüber gestaltete sich die klinische Prüfung des zweiten Impfstoffes, VSV-EBOV von NewLink Genetics und Merck (in Deutschland MSD), schwieriger. Denn das dabei verwendete Trägervirus, ein Verwandter des Tollwuterregers, soll bei Huftieren Geschwüre auf Haut und Schleimhaut hervorgerufen haben. Angeblich sollen diese für Menschen nicht gefährlich sein. Doch in einem Prüfzentrum der Universitätsklinik Genf kam es bei elf der 51 ersten gesunden Probanden zu Gelenkbeschwerden, von denen drei einen großblasigen Hautausschlag ausbildeten.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  JUSTIZ/6667: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.04.2015 (SB)



  VOM TAGE



  Staatsschutz ermittelt wegen Brand in Tröglitzer Flüchtlingswohnheim


  Im sachsen-anhaltinischen Dorf Tröglitz hat ein Gebäude gebrannt, in dem ab Mai 40 Flüchtlinge wohnen sollen. Nach Polizeiangaben brannte in der Nacht auf Samstag vor allem der zu Wohnungen umgebaute Dachstuhl aus. Personen kamen nicht zu Schaden. Der Staatsschutz hat Ermittlungen wegen Brandstiftung mit politischem Hintergrund aufgenommen. Bewohner von Tröglitz und Rechtsextreme haben in der Vergangenheit massiv gegen die zu erwartenden Flüchtlinge protestiert. Der Bürgermeister Nierth, der sich für die Flüchtlinge eingesetzt hatte, trat vor rund vier Wochen von seinem Posten zurück, weil aus dem rechten Lager bedroht wurde und er sich in der Situation von den Behörden alleingelassen sah.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  KULTUR/6593: Sprache, Kunst und Medium - 04.04.2015 (SB)



  VOM TAGE



  Geld zur Sanierung des Hamburger Mahnmals St. Nikolai steht bereit


  Die Bundesregierung übernimmt in Hamburg mit knapp sieben Millionen Euro annähernd die Hälfte der Instandsetzungskosten an der Ruine der im Zweiten Weltkrieg ausgebombten früheren Hauptkirche St. Nikolai. Der Turm und das eingestürzte Hauptschiff sollen weiter als Mahnmal erhalten bleiben.


  Wie NDR Info berichtete, wurde in Berlin eine entsprechende Vereinbarung unterzeichnet. Nach Aussage von Kulturstaatsministerin Monika Grütters (CDU) seien die Mittel im Bundeshaushalt vorgesehen.


  In den letzten Jahren hatten sich wiederholt Teile aus der baufälligen Sandsteinfassade gelöst und waren auf die Fußgängerwege rund um den Bau an der Ost-West-Straße gestürzt, so daß diese lange Zeit gesperrt werden mußten. Nach einer Bestandsaufnahme der Schäden und der vermutlichen Kosten für deren Beseitigung hatte sich der Hamburger Senat mit der Bitte um Hilfe an die Bundesregierung gewandt. Die Hansestadt schießt ebenfalls rund sieben Millionen Euro für den Sanierungsfonds 2020 zu.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  MILITÄR/6656: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.04.2015 (SB)



  VOM TAGE



  Krisensitzung des Sicherheitsrats zu den Kämpfen im Jemen


  Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen sollte am späten Samstagnachmittag wegen der Kämpfe im südarabischen Jemen erneut zu einer Krisensitzung zusammen. Rußland hatte die Sitzung beantragt, auf der über eine humanitäre Feuerpause und Sanktionen sowie ein Waffenembargo gegen die aufständischen Angehörigen des schiitischen Volksstammes der Zaiditen oder das ganze Land beraten werden sollte. Eine von Saudi-Arabien angeführte Militärallianz bombardiert im Jemen seit über einer Woche Stellungen der sogenannten Huthi-Rebellen, vor denen Präsident Hadi nach Riad geflohen ist. Nach Uno-Angaben vom Donnerstag sind im Jemen innerhalb von zwei Wochen über 500 Zivilisten getötet worden. Rund 1700 wurden verwundet.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  POLITIK/6671: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.04.2015 (SB)



  VOM TAGE



  Konträre Resonanz auf Moskaubesuch von griechischem Premier Tsipras


  Am Mittwoch wird der griechische Ministerpräsident Alexis Tsipras in Moskau erwartet, um vor dem Hintergrund der EU-Wirtschaftssanktionen gegen Rußland unter anderem über bilaterale Handelsbeziehungen zu sprechen.


  Der Staatsbesuch wird auf deutscher Seite konträr bewertet. Der Präsident des Europäischen Parlaments, Martin Schulz, warnte Tsipras über die Hannoversche Allgemeine Zeitung davor, die europäischen Partner Griechenlands zu verprellen, wo er doch gerade damit begonnen hätte, Verläßlichkeit zu zeigen und Vertrauen zu schaffen. Laut Schulz soll Tsipras die Geschlossenheit der EU-Länder gegenüber Rußland nicht in Frage stellen.


  Die Fraktionsvorsitzende Der Linken im EU-Parlament, Gabi Zimmer, zeigte Verständnis für das große Interesse Griechenlands am Export landwirtschaftlicher Produkte nach Rußland. Moskau hatte entsprechende EU-Importe nach der Verhängung der Sanktionen unterbunden. Zimmer erinnerte zudem daran, daß bei Tsipras Partei Syriza wie auch bei der Fraktion Der Linken die Frage, wer in Griechenland was zu bezahlen hat, ganz oben steht. Es geht darum, daß diejenigen, die über die großen Vermögen verfügen und die sich vor Steuerzahlungen gedrückt haben, ebenso zur Kasse gebeten werden wie die, die Gelder außer Landes geschafft haben.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  SONSTIGES/6643: Tragisches und Kurioses - 04.04.2015 (SB)



  VOM TAGE



  Berechtigte Warnungen vor Betreten der Steilküste auf Rügen


  Vor dem Abklingen der Stürme der letzten Tage hat die Nationalparkverwaltung auf Rügen Urlauber und Einheimische gewarnt, die Steilküsten zu betreten. Wie es am Freitag hieß, sollten nur die markierten Wege benutzt werden, da es nach den Unwettern mit ihren starken Regenfällen leicht zu Abbrüchen kommen kann.


  Bereits einen Tag zuvor hatte die Feuerwehr eine 54 Jahre alte Frau aus einem Kreidetümpel retten müssen, wie NDR 1 Radio MV berichtete. Die Urlauberin aus Essen machte in der Nähe von Saßnitz in Begleitung ihres fünfzehnjährigen Sohns einen Strandspaziergang und wollte eine frische Abbruchstelle übersteigen. Dabei sank sie in zähen Kreideschlick ein. Alle Versuche, wieder auf festen Boden zu gelangen, führten dazu, daß die Frau tiefer einsackte.


  Ein dazukommender Wanderer verständigte die Freiwillige Feuerwehr, die die Spaziergängerin unverletzt aus ihrer mißlichen Lage befreien konnte.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  SOZIALES/6668: Arbeit, Soziales und Familie - 04.04.2015 (SB)



  VOM TAGE



  Verdi setzt Streiks bei Amazon am Ostersamstag fort


  Seit bald zwei Jahren kämpft die Gewerkschaft Verdi um einen Tarifvertrag für den Einzel- und Versandhandel bei den deutschen Niederlassungen des US-Unternehmens Amazon. Am Ostersamstag wurden die Standorte Werne und Rheinberg in Nordrhein-Westfalen auf Beschluß der zuständigen Tarifkommission bestreikt. Die am Montag gestarteten Streiks an mehreren anderen Amazon-Standorten hatte Verdi am Donnerstagabend eingestellt. Der Internet-Händler ist bemüht, seine Kunden von den Arbeitsniederlegungen möglichst wenig spüren zu lassen.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  UMWELT/6651: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.04.2015 (SB)



  VOM TAGE



  WWF mahnt Reduzierung des Fleischkonsums an


  Angesichts der wachsenden Weltbevölkerung reichen die Ackerflächen immer weniger, um die Ernährung der Welt sicherzustellen. Vor allem der Fleischkonsum soll ein Problem sein. Das habe dpa zufolge eine Studie der Umweltstiftung WWF ergeben. Bis zum Jahr 2050 soll sich die Ackerfläche pro Kopf weltweit auf 1166 Quadratmeter verringern. Das sei rund ein Viertel weniger als bisher für die Ernährung eines Bundesbürgers im Schnitt benötigt wird. Dabei würden fast 70 Prozent der Flächen, die Deutschland nutzt, zur Herstellung von Futter für die Tierhaltung benötigt. Es gehe nicht an, so WWF, daß dermaßen verschwenderisch mit den Ressourcen umgegangen wird.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  WIRTSCHAFT/6655: Märkte und Finanzen - 04.04.2015 (SB)



  VOM TAGE



  Zuviel Billigstrom wird teuer


  Die Übertragungsnetzbetreiber Tennet, 50Hertz, Amprion und Transnet-BW wollen nach eigenen Angaben einen zweistelligen Millionenbetrag deutschlandweit auf die Stromkosten dafür aufschlagen, daß es Montag bis Mittwoch derart gestürmt hat und häufig die Sonne schien. Die Betreiber begründen ihre Kostenaufschläge mit Netzreserven und zusätzlichen Kraftwerksreserven, welche zur Stabilisierung der Netze in Süddeutschland mobilisiert werden mußten. Insgesamt wurden 20.300 Megawatt gebraucht. Den Angaben zufolge mußte das Stromnetz im Süden mit dem im Norden ins Gleichgewicht gebracht werden. Wind- und Solarstrom aus Nord- und Ostdeutschland soll in das Netz gepreßt haben und mußte mit der Zusatzleistung aus fossilen Kraftwerken im Süden aufgehalten werden. Der sich dem Laien nicht erschließende technologische Vorgang spielte sich vor dem Hintergrund ab, daß die Hochspannungstrassen, welche den Süden mit Ökostrom aus dem Norden versorgen sollen, noch gar nicht existieren. Darüber hinaus wurden Hunderte Windgeneratoren im Norden abgeschaltet, weil sich kein Abnehmer für den kostenlosen Strom fand. Mit Verweis auf die angeblich kritische Situation Anfang dieser Woche fordern die Netzbetreiber von der bayerischen Landesregierung erneut den Bau dieser Stromtrassen.
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  INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE

  



  WISSENSCHAFT/6674: Aus Forschung und Technik - 04.04.2015 (SB)



  VOM TAGE



  Wettbewerbshüter prüfen Musikstreaming-Dienst Beats


  Musikdienste wie das Streaming-Angebot Beats erfreuen sich großer Beliebtheit. Allerdings ist die Freude nicht ungeteilt. Wie die Internet-Plattform WinFuture meldete, steht der geplante Re-Launch von Beats im Fokus einer Vorabuntersuchung. Eigentlich soll der Dienst im Sommer in Europa verfügbar sein und könnte nach Einschätzung der Experten den Markt kräftig aufmischen. Der Grund für die Untersuchung ist, daß Apple Beats 2014 für 3 Milliarden US-Dollar übernommen hatte und offenbar eine Vormachtstellung anstrebt. So etwas ruft natürlich die Wettbewerbshüter der EU auf den Plan. Schließlich könnte es sein, daß das Unternehmen aus Kalifornien seine Übermacht in vielen Bereichen ausnutzen und den Labeln diktieren wird, wie sie mit Apple und deren Mitbewerbern Geschäfte schließen. Und es dürfte kaum ein Unternehmen geben, das es sich mit dem iPhone-Anbieter und seiner starken Marktpräsenz verscherzen möchte.
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  NAHOST/1388: Lausanner Eckpunkte versprechen Lösung im Atomstreit (SB)


  

  Lausanner Eckpunkte versprechen Lösung im Atomstreit


  Zugeständnisse des Irans bringen Israel in Bedrängnis



  Der Eckpunkte-Katalog, den die Vertreter der P5+1 - der fünf ständigen UN-Vetomächte China, Frankreich, Großbritannien, Rußland, USA plus Deutschland - und des Irans am 2. April nach einem mehrtägigen Verhandlungsmarathon im Fünf-Sterne-Hotel Beau Rivage in Lausanne vereinbart haben, stellt den langersehnten Durchbruch im sogenannten Atomstreit dar. Sollten, wie geplant, bis Ende Juni die Eckpunkte durch ein völkerrechtliches Abkommen formalisiert werden, bedeutete dies eine neue Ära in den bilateralen Beziehungen zwischen dem Iran und den USA, die sich seit dem Sturz des Schahs infolge der Islamischen Revolution 1979 feindlich gegenüberstehen.


  Bereits zweimal, 2005 in Verhandlungen mit den EU-3 - Deutschland, Frankreich und Großbritannien - und 2010 unter Vermittlung Brasiliens und der Türkei, hat der Iran versucht einen Modus vivendi mit dem Westen zu finden und dessen angebliche Sorgen um sein Atomprogamm zu zerstreuen. In beiden Fällen haben die Scharfmacher in den USA, zuerst die republikanische Regierung George W. Bushs, danach die demokratische Außenministerin Hillary Clinton, die Angebote Teherans abschlägig beschieden. Offenbar war in Washington die Erinnerung an die 444tägige Geiselnahne in der US-Botschaft in Teheran 1979-1981 bzw. der Drang nach einem Sturz des "Mullah-Regimes" immer noch zu stark. Inzwischen hat sich die regionale und weltpolitische Lage verändert. Wegen des Aufkommens der "Terrormiliz" Islamischer Staat (IS) im Irak und Syrien ist die USA auf die Hilfe des Irans angewiesen (die inoffizielle Zusammenarbeit beider Seiten bei der jüngsten Rückeroberung der irakischen Stadt Tikrit in den letzten Wochen macht dies deutlich). Des weiteren könnte ein stärkeres Engagement Teherans als regionale Ordnungsmacht im Nahen Osten den USA eine Neugruppierung ihrer Streitkräfte ermöglichen, um sich der wachsenden Herausforderung durch Rußland und China zu widmen.


  In Lausanne sind die Iraner, angeführt von Außenminister Mohammad Javad Scharif, den Amerikanern unter der Leitung vom Amtskollegen John Kerry sehr weit entgegenkommen. Die Zahl der im Iran in Betrieb befindlichen Uran-Zentrifugen wird von derzeit 19.000 auf 6104 reduziert. Für die nächsten 15 Jahre wird iranisches Uran nur noch auf 3,67 Prozent U235 angereichert, was für die Herstellung ziviler Brennstäbe, nicht aber von Atomsprengköpfen genügt. Irans vorhandene Menge an schwachangereichertem Uran wird durch die Verwandlung in zivile Brennstäbe in Rußland um 98 Prozent auf 300 Kilogramm reduziert. Angereichert wird nur noch in der Anlage Natans. Aus der unterirdischen Produktionsstätte Fordo wird ein Technologiezentrum. Der Schwerwasserreaktor Arak wird dahingehend umgerüstet, daß er nur ganz geringe Mengen Plutonium für die Verwendung als Isotopenmaterial bei der Behandlung von Krebspatienten produziert. Die Internationale Atomenergieagentur (IAEA) erhält weitreichende Kontrollmöglichkeiten, um jeden Verdacht einer militärischen Nutzung von Spaltmaterial auszuschließen.


  Im Iran sind die Hardliner wegen der Vereinbarung von Lausanne und des darin beschlossenen Rückbaus der Atominfrastruktur ihres Landes unglücklich. Die Mehrheit des Volks, die Regierung von Präsident Hassan Rohani und das geistliche Oberhaupt Ajatollah Ali Khamenei beurteilen das Ergebnis anders. Durch den Verzicht auf Komponenten, die keinen ernsthaften militärischen Nutzen hatten und vom gegnerischen Ausland seit Jahren benutzt wurden, um die Islamische Republik an den Pranger zu stellen, kann Teheran endlich aus der diplomatischen und wirtschaftlichen Isolation ausbrechen und seinen Platz in der "internationalen Gemeinschaft" einnehmen. Der Iran benötigt zum Beispiel dringend neue Passagiermaschinen; fast der gesamte Flugzeugbestand von Iranian Airlines stammt aus der Schah-Zeit. Angeblich sind bereits erste Vorgespräche mit Airbus und Boeing angelaufen. Auch die Infrastruktur der iranischen Öl- und Gasindustrie ist marode und bedarf dringend neuer Investionen in Milliardenhöhe. Darüber hinaus herrscht im Iran vor allem unter den Jugendlichen eine hohe Arbeitslosigkeit, die nur durch eine Belebung der Wirtschaft abgebaut werden kann.


  Auch wenn alles nicht reibungslos verläuft, stehen die Chancen gut, daß die Zusicherungen, die dem Iran in Bezug auf die Aufhebung der Finanz- und Wirtschaftssanktionen gemacht wurden, umgesetzt werden. Angesichts der positiven Großwetterlage ist mit einer vergleichsweise raschen Aufhebung der von der EU und dem UN-Sicherheitsrat verhängten Maßnahmen zu rechnen. In den USA liegen die Dinge etwas anders. Barack Obama wird mittels präsidialer Macht die amerikanischen Sanktionen vorübergehend aufheben können. Doch wegen des Widerstands der Republikaner, die seit Januar in beiden Häusern des Kongresses wieder die Mehrheit stellen, könnten Gesetze, welche die früheren Sanktionen Washingtons in die Geschichtsbücher verweisen, lange auf sich warten lassen. Israels Premierminister Benjamin Netanjahu, der bekanntlich starken Rückhalt bei den US-Republikanern genießt, wird nicht müde, die Einigung von Lausanne zu Betrug und Bedrohung des israelischen Staates aufzubauschen. Die Hysterie Netanjahus läßt sich leicht erklären. Die Zugeständnisse des Irans stärken die Bemühungen um die Schaffung einer atomwaffenfreien Zone im Nahen Osten, durch deren Realisierung Israel seinen Sonderstatus als einzige Atommacht der Region verlöre.
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  INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM

  



  KIRCHE/1693: "Wer Ostern kennt, kann nicht verzweifeln" (EKD)


  

  Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 04.04.2015


  "Wer Ostern kennt, kann nicht verzweifeln"


  Osterbotschaft des EKD-Ratsvorsitzenden Heinrich Bedford-Strohm



  "Wer Ostern kennt, kann nicht verzweifeln." Dieser Satz stammt von dem Theologen Dietrich Bonhoeffer, der vor 70 Jahren, am 9. April 1945, kurz nach Ostern, hingerichtet wurde. "Wer an mich glaubt, wird leben, auch wenn er stirbt." Auf dieses Wort Jesu aus dem Johannesevangelium hat Bonhoeffer auch im tiefsten Dunkel vertraut. Das kann uns nur ermutigen, die Frohe Botschaft von der Auferstehung weiter zu erzählen. Christus ist auferstanden! Mit der Auferstehung Christi dürfen auch wir auf ein Leben nach dem Tod hoffen. Diese Botschaft des Osterfestes macht uns stark. Gegen das Dunkel von Ungerechtigkeit und Gewalt setzen wir das feste Vertrauen, dass am Ende alle Tränen abgewischt werden und alles Unrecht zurechtgerückt werden wird. Das gibt uns die Kraft, schon jetzt für Gerechtigkeit und die Überwindung der Gewalt einzutreten.


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung 43/2015 vom 02.04.2015

  Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

  Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

  Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

  E-Mail: pressestelle@ekd.de

  Internet: www.ekd.de
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  INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH

  



  SCHACH-SPHINX/05434: Auf zwei Hochzeiten tanzen (SB)


  

  In London fand 1986 ein großes Turnier statt mit illustren Namen auf der Teilnehmerliste. Den größten Eindruck machte jedoch der Name von Anatoli Karpow, der ganz oben stand. Den russischen Schachzaren in der Stadt zu haben - der Traum eines jeden Bürgermeisters. Doch als der Tag näher und näher rückte, trudelte plötzlich eine Nachricht aus Moskau ein. Dringende Familienangelegenheiten, so stand in der Hiobspost geschrieben, zwängen ihn - der Brief war signiert mit A. Karpow - dazu, dem Turnier bedauerlicherweise fernbleiben zu müssen. Der ganze stolze Bau stürzte plötzlich zusammen. Also mußte das Londoner Turnier ohne die wichtigste Galionsfigur auskommen. Aber zunächst mußte die Frage des Ersatzspielers gelöst werden. Vorsichtigerweise, so erinnerte sich die Turnierleitung, hatte man den englischen Meister Glenn Flear bereits vor Wochen als Reservemann aufgestellt. Flear jedoch hatte seine Zustimmung nur pro forma gegeben. Wie hätte er auch ahnen sollen, daß Karpow nicht kommen würde. Jedenfalls hatte er grad für diesen Tag seinen Hochzeitstermin anberaumt. Weder ließ sich das Turnier verschieben, noch die heiratswillige Verlobte umstimmen. Händeringend konnte Flear von seiner Künftigen jedoch die Erlaubnis bekommen, am Vormittag im Schachsaal Siege für die Heimatsfront zu erzielen, um dann am Nachmittag Gewehr bei Fuß vor dem Altar zu erscheinen. Man kann sich denken, mit welchem Feuer Flear die Partien spielte. Und der Erfolg blieb nicht aus. Am Ende des Turniers belegte der Neuvermählte den ersten Platz. Die Liebe, so erklärte er später, hätte ihm beflügelt. Beflügelt wurde auch der Prager Meister Lubomir Kavalek in seiner Partie gegen seinen Kontrahenten Augustin. Weniger jedoch von der Liebe zu seiner Frau, als vielmehr durch die Liebe zum Künstlerischen getrieben. Kavalek ist im Grunde seines Herzens nämlich "Schachromantiker". Mit welcher Gewinnkombination konnte er im heutigen Rätsel der Sphinx, und zwar mit den weißen Steinen, seinen Sinn fürs Schöne unter Beweis stellen, Wanderer?
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  Kavalek - Augustin

  Harrachow 1966


  Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

  Der letzte feindurchdachte Zug, den Paul Keres auf Erden tat, war 1...Dd2-f4!, wonach der weiße Angriff in sich zusammenstürzte. Meister Browne spielte noch verwegen 2.Tf1-d1 Te6-e8 3.Sf5-e7+ Kg8-g7 4.Se7- d5, doch nach 4...Df4xf3 5.g2xf3 c7-c6 6.Sd5-e3 Td8xd1+ 7.Se3xd1 Te8- d8 8.Sd1-e3 Sf6xe4 verlor er zunächst einen Bauern und acht Züge später die Partie.



  Erstveröffentlichung am 25. April 2002
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  INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ

  



  MELDUNG/258: Schockierende Bilanz der Verfolgung von Greifvögeln - 40 tote Tiere seit Jahreswechsel (NABU)


  

  Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 2. April 2015


  Schockierende Bilanz: Verbände decken illegale Verfolgung von Greifvögeln auf


  Allein 40 tote Tiere seit Jahreswechsel bei NABU, LBV und Komitee gegen den Vogelmord gemeldet



  Berlin - 27 Fälle illegaler Greifvogelverfolgung mit insgesamt 40 toten Tieren - das ist die schockierende Bilanz, die NABU, LBV und das Komitee gegen den Vogelmord allein nach den ersten drei Monaten dieses Jahres ziehen. Alle Taten wurden den Verbänden aus der Bevölkerung gemeldet und nachverfolgt. Traurige Hochburgen der Greifvogelverfolgung sind Nordrhein-Westfalen mit acht, Niedersachsen mit sieben und Schleswig-Holstein mit drei Fällen. Straftaten dieser Art wurden insgesamt aus neun Bundesländern gemeldet.



  
    [image: Habicht im Flug - Foto: © NABU/W. Lorenz]


    Habicht

    Foto: © NABU/W. Lorenz

  


  Obwohl alle Greifvögel seit Anfang der 1970er Jahre unter strengem Schutz stehen, ist die illegale Verfolgung von Greifvögeln nach wie vor ein gravierendes Problem - und das trotz hoher Strafen, die im Einzelfall drohen. In vielen Bundesländern liegt die Aufklärungsquote bis heute beinahe bei null. Daher haben die drei Verbände die Bevölkerung dazu aufgerufen, sowohl aktuelle Fälle als auch Beobachtungen aus der Vergangenheit zu melden.


  Wie die gegenwärtigen Meldungen zeigen, wenden die Täter eine ganze Reihe verschiedener Methoden an: Am häufigsten wurden Vögel vergiftet oder mit Fallen gefangen. Auch das Fällen von Horstbäumen und Abschüsse wurden beobachtet. Vor allem der vom NABU und LBV zum "Vogel des Jahres 2015" gewählte Habicht sowie Mäusebussarde, Sperber und Turmfalken kamen zu Schaden. Auch Seeadler waren aufgrund von Horstbaum-Fällungen unter den Opfern, kamen allerdings in den gemeldeten Fällen nicht ums Leben.


  Um die Täter nachhaltig abzuschrecken, fordern die Verbände den Fahndungsdruck erheblich zu erhöhen. Dazu müssten, nach Vorbild von Nordrhein-Westfalen, bei der Polizei und den Naturschutzbehörden Koordinationsstellen für Umweltkriminalität eingerichtet werden, so NABU, LBV und das Komitee gegen den Vogelmord.


  Die bekannt gewordenen Fälle stellen nach Einschätzung der drei Verbände nur die Spitze des Eisbergs dar. Der Großteil der Taten bleibt weiterhin unentdeckt. Daher rufen NABU, LBV und das Komitee gegen den Vogelmord mögliche Tatzeugen und Finder von toten Greifvögeln, Fallen oder präparierten Giftködern dazu auf, ihre Beobachtungen den Behörden zu melden und die Experten der drei Verbände einzuschalten. Ein zentrales Meldetelefon ist dazu werktags von 9 bis 18 Uhr unter 030-284 984-1555 erreichbar sowie an Feiertagen und Wochenenden von 15 bis 18 Uhr. Zurückliegende Fälle können zudem über ein Online-Meldeformular (www.NABU.de/verfolgung-melden) erfasst werden.


  Um ihren Forderungen nach einer effektiveren Aufklärung und Ahndung von Straftaten im Zusammenhang mit der illegalen Verfolgung von Greifvögeln mehr Nachdruck zu verleihen und den Druck auf die Politik zu erhöhen, haben NABU und LBV zudem eine Petition gestartet, die bis Ende des Jahres unterzeichnet werden kann: www.NABU.de/greifvogelpetition
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    Habichtfangkorb mit lebender Ködertaube

    Foto: © KGDV

  


  >


  

  Ausgewählte Fälle aufgedeckter Greifvogelverfolgung:


  
    	Landkreis Marburg-Biedenkopf: Beschlagnahmung eines mit lebendigen Tauben beköderten Habichtkorbs durch die Polizei


    	Schleswig-Holstein: absichtliche Fällung zweier Horstbäume von Seeadlern


    	Raum Osnabrück: zwei tote Mäusebussarde durch Schlageisen


    	Niedersachsen: fünf tote Mäusebussarde und ein toter Habicht durch Vergiftung

  


  

  

  Petition zu finden unter:

  www.NABU.de/greifvogelpetition


  Meldeaktion Greifvogelverfolgung (Telefon und online):

  www.NABU.de/verfolgung-melden


  NABU-Video "So erkennen Sie Greifvogel-Verfolgung":

  https://youtu.be/1Gu2ANcv30c


  *


  Quelle:

  NABU Pressedienst, Nr. 38, 02.04.2015

  Herausgeber:

  Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

  Pressestelle

  Charitéstraße 3, 10117 Berlin

  Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

  E-Mail: presse@NABU.de

  Internet: www.NABU.de
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  INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES

  



  WIRTSCHAFT/067: Vorwürfe gegen Weltbanktochter im Zusammenhang mit Menschenrechtsverletzungen (urgewald)


  

  urgewald - Kampagne für den Regenwald - Pressemitteilung vom 2. April 2015


  Milliarden-Investitionen der Weltbanktochter IFC verursachen Menschenrechtsverletzungen


  Oxfam und urgewald kritisieren in Recherche-Bericht mangelnde Kontrolle der Geschäfte mit Banken und Fonds



  Berlin/Sassenberg, 2. April 2015. Milliardenschwere Investitionen der International Finance Corporation (IFC) verursachen weltweit Menschenrechtsverletzungen. Der Grund: Die Weltbanktochter schätzt Risiken ihrer Geschäfte mit Partnern wie Banken und Private Equity Fonds falsch ein und ergreift keine Maßnahmen, um die ärmsten sowie sozial und ökonomisch schwächsten Bevölkerungsgruppen zu schützen. Dies dokumentiert der heute von zahlreichen Nichtregierungsorganisationen, darunter Oxfam und urgewald, veröffentlichte Recherche-Bericht "The Suffering of Others" (Link). Fallstudien aus Indien, Laos, Kambodscha, Guatemala und Honduras belegen, dass die IFC bei ihren Geschäften mit so genannten Finanzintermediären ihre Sorgfaltspflicht verletzt und schlechtes Risikomanagement betreibt. Die Folge: Lokale Gemeinschaften werden von ihrem Land vertrieben, sind Gewalt und Repressionen ausgesetzt und verlieren ihre Existenzgrundlagen. Zum Anlass des IFC Board Meetings am 2. April fordern Oxfam und urgewald: Die IFC muss ihre Investitionen in Hochrisikoprojekte, die über die private Finanzwirtschaft abgewickelt werden, einstellen, bis ein wirksames Risikomanagement etabliert ist.


  Größter Teil der IFC-Darlehen geht an Banken und Private Equity Fonds Die IFC wickelt mittlerweile 62 Prozent ihres Investitionsportfolios über Partner wie Banken und Private Equity Fonds ab. 36 Milliarden US-Dollar wurden auf diese Weise in den Jahren 2009 bis 2013 als Darlehen vergeben. Diese Summe übersteigt um 50 Prozent die Ausgaben der gesamten Weltbankgruppe im Gesundheitsbereich und beträgt das Dreifache der Ausgaben im Bildungssektor im gleichen Zeitraum. Dabei gibt es erhebliche Transparenz-Defizite bei den Geschäften mit der privaten Finanzwirtschaft: Für 94 Prozent der Investitionen, die die IFC in diesem Bereich selbst als Hochrisiko-Projekte klassifiziert, liegen für die vergangenen drei Jahre (seit 2012) keine öffentlichen Informationen über den Verbleib der Finanzmittel vor. "Die Darlehenspraxis der IFC bleibt völlig im Dunkeln. Die bittere Erkenntnis ist, dass die IFC nicht weiß, was mit ihrem vielen Geld passiert", kritisiert Knud Vöcking, Weltbankexperte bei der Umwelt- und Menschenrechtsorganisation urgewald. Dies gewinnt zusätzliche Brisanz durch die Pläne der IFC, ihre Darlehen in fragile und von Konflikten betroffene Staaten um 50 Prozent zu erhöhen. Oxfam und urgewald fordern, dass die IFC die Geldempfänger und Sub-Projekte aller ihrer Investitionen über Dritte veröffentlicht.


  Beispiel: Infrastrukturprojekt in Indien


  Im Jahr 2008 investierte die IFC 100 Millionen US-Dollar in den Indischen Infrastrukturfonds. Dieser wiederum investierte einen Teil des Geldes in ein 1.400-MW-Kraftwerk der GMR Kamalanga Energy Limited (GKEL) im indischen Bundesstaat Odisha. Im Zuge des Projektes verloren knapp 1.300 Familien ungefähr 486 Hektar (1.200 acres) bewässertes Ackerland, obwohl ein Gesetz in Odisha die Umnutzung von Ackerland in industriell genutztes Land verbietet. Darüber hinaus erwarb das Unternehmen knapp 32 Hektar (78 acres) Wald, ohne die Landrechte der Gemeinden vor Ort zu respektieren, was eine Verletzung des Waldrechtgesetztes von 2006 darstellt. Familien wurden gezwungen, ihr Land zu einem Preis zu verkaufen, der durchschnittlich 1.600 US-Dollar/acre unterhalb dessen lag, was man in den drei Jahren vor dem Start des Projekts für diese Fläche erhalten hätte. Dem Bericht "The Suffering of Others" zufolge hat das GKEL-Projekt den Anteil der Haushalte ohne Landbesitz in dem Gebiet um rund 23 Prozent erhöht. Zwei Basisorganisationen aus den betroffenen Gemeinden haben bei der Ombudsstelle der IFC eine Beschwerde eingereicht, in der sie kritisieren, dass es keine öffentlichen Anhörungen gegeben habe, obwohl dies bei Landerwerb zwingend vorgeschrieben sei. Zudem seien keinerlei Projektinformationen inklusive Sozial- und Umweltverträglichkeitsprüfungen öffentlich verfügbar.


  Fazit: Das GKEL-Projekt hat die ärmlichen Lebensbedingungen der Gemeinden, die bereits von hoher Umweltverschmutzung betroffen sind, nicht verbessert sondern verschärft. Ähnliche Schlüsse lassen sich auch aus den anderen Fallstudien des Recherche-Berichts ziehen: Projekte in Guatemala, Honduras, Kambodscha oder Laos haben das Leid der Menschen erhöht, statt es zu mindern.


  Vogel-Strauß-Praxis der IFC muss ein Ende haben


  "Unser Bericht zeigt klar und deutlich, dass die IFC die sozialen und ökologischen Risiken von Projekten teilweise selbst als hoch einschätzt, aber trotzdem keine geeigneten Maßnahmen ergreift, um dem zu begegnen. Diese Vogel-Strauß-Praxis muss ein Ende haben. Die IFC muss sicherstellen, dass bei Investitionen ihre eigenen Umwelt- und Sozialstandards eingehalten werden. Wenn Kreditnehmer diese Standards verletzen, muss das zu einem Ende der Zusammenarbeit führen", erklärt David Hachfeld, Handelsexperte bei Oxfam.


  Oxfam ist eine internationale Entwicklungsorganisation, die weltweit Menschen mobilisiert, um Armut aus eigener Kraft zu überwinden. Dafür arbeiten im Oxfam-Verbund 17 Oxfam-Organisationen Seite an Seite mit rund 3.000 lokalen Partnern in mehr als 90 Ländern.

  Mehr unter www.oxfam.de


  urgewald ist eine deutsche Nichtregierungsorganisation, die sich seit vielen Jahren kritisch mit der Weltbank und anderen internationalen Finanzinstitutionen beschäftigt.

  Mehr unter: www.urgewald.org


  

  Link zur Studie: The Suffering of Others

  https://www.urgewald.org/sites/default/files/ib-suffering-of-others-ifc-financial-intermediaries-020415-en.pdf


  *


  Quelle:

  Pressemitteilung, 31.03.2015

  Herausgeber: urgewald e.V.

  Hauptgeschäftsstelle:

  Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

  Tel.: 02583/1031, Fax: 02583/4220

  urgewald Büro Berlin

  Marienstr. 19/20, 10117 Berlin

  Tel.: 030/28482271, Fax: 030/28482279

  Internet: www.urgewald.org



  veröffentlicht im Schattenblick zum 5. April 2015


  

  Zurück zum Inhaltsverzeichnis

  

  



  [image: Schattenblick Logo]

  



  INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT

  



  FORSCHUNG/479: Am Blattgrün kranke Pflanzen erkennen (idw)


  

  Universität Innsbruck - 01.04.2015


  Am Blattgrün kranke Pflanzen erkennen



  Die Abbauprodukte des Blattgrüns wollen österreichische und italienische Wissenschaftler gemeinsam nutzen, um frühzeitig den Befall von heimischen Obstbäumen und Weinreben mit schädlichen Mikroorganismen festzustellen. Dieser neue Ansatz soll die Grundlage für ein Werkzeug schaffen, mit dem Landwirte den Zustand von Pflanzen im Feld einfach und rasch beurteilen können.


  Die in Nord- und Südtirol wichtigen Kulturpflanzen Apfel, Marille und Zwetschke können von Bakterien befallen werden. Die daraus resultierenden Pflanzenkrankheiten wie Apfeltriebsucht und Steinobstvergilbung verursachen große wirtschaftliche Schäden. Ähnliches gilt für den Wein, der vor allem in Südtirol eine bedeutende Rolle spielt und bei dem Mikroorganismen ebenfalls Vergilbungskrankheiten auslösen können. Ein gemeinsames Symptom dieser Pflanzenkrankheiten ist ein frühes Vergilben der Blätter. Ähnlich wie bei der herbstlichen Verfärbung der Blätter, ist dies ein Zeichen für den Abbau des Blattgrüns (Chlorophyll). Diese Ähnlichkeit wollen Forscher der Universität Innsbruck und des Land- und Forstwirtschaftlichen Versuchszentrums Laimburg in Südtirol nutzen, um neue Wege zur Früherkennung von erkrankten Pflanzen zu erschließen. "Derzeit ist ein eindeutiger Nachweis nur mit aufwändigen molekularbiologischen Methoden möglich oder anhand der Symptome, die aber oft erst mehrere Jahre nach der Infektion auftreten", erklärt Dr. Michael Oberhuber, Direktor des Versuchszentrums Laimburg.


  Komplexe Abbauprozesse


  "Wir haben die Mechanismen des Chlorophyll-Abbaus während der Herbstfärbung und bei der von Schädlingen ausgelösten Vergilbung verglichen", sagt Prof. Bernhard Kräutler vom Institut für Organische Chemie an der Universität Innsbruck. Seine Arbeitsgruppe gilt international als Vorreiter bei der Erforschung des Chlorophyll-Abbaus und kann heute schon sehr geringe Mengen von Abbauprodukten im Labor nachweisen. Bei ihren Untersuchungen haben die Forscherinnen und Forscher nun festgestellt, dass in kranken Pflanzen generell weniger Chlorophyll vorhanden ist und dass dessen Abbau auch wesentlich früher einsetzt als bei gesunden Pflanzen. Allerdings sind die beim Chlorophyll-Abbau entstehenden Produkte deutlich vielfältiger als bisher angenommen, und es treten neue, bisher unbekannte Abbauprodukte dabei auf. "Dies macht die Aufgabe für uns sehr komplex und wirft auch viele neue wissenschaftliche Fragen auf", sagt Prof. Kräutler.


  Einfaches Werkzeug als Ziel


  Welches der Abbauprodukte des Chlorophylls für das Vorhaben geeignet ist, müssen die Wissenschaftler erst noch herausfinden. Wenn sich die Hypothese der Forschungspartner aber bestätigt, könnten diese als Biomarker für den Befall heimischer Nutzpflanzen durch mikrobielle Schädlinge dienen. Die Abbau-Produkte könnten dann die Grundlage für die frühzeitige Erkennung der Krankheiten bilden. "Ein Fernziel unser Forschungen ist es, den Landwirten auf dem Feld ein einfaches Werkzeug in die Hand zu geben, mit dem sie den Pflanzensaft aus den Blättern analysieren und so sehr viel früher als bisher kranke Pflanzen identifizieren können", sagt Dr. Oberhuber vom Versuchszentrum Laimburg. Eine solche Technologie hilft nicht nur einheimischen Bauern, sondern würde wohl weltweit auf großes Interesse stoßen.


  Finanziell gefördert wurde diese Pilotstudie vom Europäischen Fonds für regionale Entwicklung im Rahmen eines Interreg-IV-Italien Österreich-Projekts. Ein Nachfolgeprojekt zur weiteren Erforschung des Chlorophyll-Abbaus in kranken Pflanzen ist bereits beantragt.


  Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

  http://idw-online.de/de/news628523

  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution345


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Universität Innsbruck, Dr. Christian Flatz, 01.04.2015

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN

  



  BILDUNG/2656: DBU-Sommerakademie zum Thema "Was ist nachhaltig?" - Anmeldung bis 20.5. (idw)


  

  Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) - 01.04.2015


  Wie lässt sich Nachhaltigkeit messen und bewerten?


  21.Internationale Sommerakademie der DBU in Ostritz zum Thema "Was ist nachhaltig?" - Anmeldung bis 20. Mai



  Ostritz. Nachhaltigkeit bedeutet, den Bedürfnissen der heutigen Generation zu entsprechen, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu erfüllen. Doch wie lässt sich messen und bewerten, ob Institutionen, Firmen oder Personen nachhaltig handeln? Die Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) widmet sich vom 29. Juni bis 1. Juli auf ihrer 21. Internationalen Sommerakademie in Ostritz diesem Thema: "Was ist nachhaltig? - Methoden zur Nachhaltigkeitsbewertung". Experten aus Wissenschaft, Politik, Unternehmen und Stiftungen werden ein Methodenspektrum zur Nachhaltigkeitsbewertung aufzeigen, aber auch die Probleme in der praktischen Umsetzung diskutieren. "Wir wollen das Spannungsfeld zwischen den komplexen fachlichen Zusammenhängen und gleichzeitig praktikablen Entscheidungsprozessen beim Verbraucher in den Fokus nehmen", sagt DBU-Generalsekretär Dr. Heinrich Bottermann.


  Die Anmeldung ist bis zum 20. Mai unter

  https://www.dbu.de/marienthal möglich.


  "Die Sommerakademie wird sich den globalen Herausforderungen und nationalen Handlungsansätzen von Nachhaltigkeitsbewertung widmen", sagt Bottermann. So referiere etwa DBU-Kuratoriumsvorsitzende Rita Schwarzel ühr-Sutter, MdB, über die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Professor Dr. Dr. Franz-Josef Radermacher, Vorstand des Ulmer Forschungsinstituts für anwendungsorientierte Wissensverarbeitung und Professor für "Datenbanken und Künstliche Intelligenz" an der Universität Ulm, wird über die Zukunftsperspektiven von Globalisierung und Nachhaltigkeit sprechen. Prof. Dr. Rainer Grießhammer, Experte für nachhaltigen und Konsum und nachhaltige Produkte am Freiburger Öko-Institut und Träger des Deutschen Umweltpreises 2010, berichtet über praktische Erfahrungen mit Nachhaltigkeitsbewertungen.


  Mehrere Arbeitskreise werden sich der Nachhaltigkeit von Bioraffinerien und der stofflichen Nutzung nachwachsender Rohstoffe, der Nachhaltigkeitsbewertung im Finanzsektor, in der Baupraxis und in Bildung und Kommunikation widmen. Im Bausektor spielen etwa Aspekte wie Stoffstrommanagement, ökologisch optimierte Grundstücksvergabe und die Verwendung von Recyclingbeton eine große Rolle. In der Bildung und Kommunikation geht es um Meinungsbildung und Bewertungskompetenzen, Ökolabel, eine nachhaltige Gestaltung von Ausstellungen und Schülerfirmen. Anhand von Praxisbeispielen soll für den Finanzsektor diskutiert werden, wie sich etwa die Unternehmensbewertung im Nachhaltigkeitsrating gestaltet und anhand welcher betriebswirtschaftlichen Instrumente Non-Profit-Organisationen wirkungsorientiert gesteuert werden können.


  Bottermann: "Ein aktuelles und erfolgreiches Beispiel aus der DBU-Förderarbeit ist ein Nachhaltigkeitsstandard für die landwirtschaftliche Praxis, den die Deutsche Landwirtschafts-Gesellschaft mit DBU-Unterstützung und wissenschaftlichen Partnern erarbeitet hat. Ziel ist es, die ökologische, ökonomische und soziale Wirkung der Betriebe quantitativ zu bewerten. Die Landwirte können so Schwachstellen erkennen und geeignete Maßnahmen ableiten und vornehmen."


  Weitere Informationen, die Möglichkeit zur Anmeldung und das vollständige Programm finden Sie hier:

  https://www.dbu.de/marienthal


  Weitere Informationen finden Sie unter

  https://www.dbu.de/123artikel36043_335.html


  Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

  http://idw-online.de/de/news628539

  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution997


  *


  Quelle:
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  Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU), Franz-Georg Elpers, 01.04.2015

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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  INFOPOOL / UMWELT / WASSER

  



  FORSCHUNG/474: TU Dresden startet drei Projekte zum regionalen Wasserressourcen-Management (idw)


  

  Technische Universität Dresden - 01.04.2015


  TU Dresden startet drei Forschungsprojekte zum regionalen Wasserressourcen-Management



  Mit drei Projektanträgen war die TU Dresden beim Förderprogramm "Regionales Wasserressourcen-Management für den nachhaltigen Gewässerschutz in Deutschland (ReWaM)" des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) erfolgreich. Die Wissenschaftler der Professuren für Siedlungswasserwirtschaft, Wasserchemie sowie Wasserbau entwickeln innovative Ansätze für ein regionales Wasserressourcen-Management in Deutschland. Die drei Projekte werden über drei Jahre mit insgesamt 4,83 Millionen Euro gefördert. Das erste startet am 1. April 2015.


  In_StröHmunG


  Innovative Systemlösungen für die nachhaltige Bewirtschaftung von Fließgewässern werden im Verbundvorhaben In_StröHmunG unter Federführung der Professur für Wasserbau der TU Dresden entwickelt. Die überwiegende Mehrzahl der Fließgewässer in Deutschland und Europa sind aufgrund weitreichender morphologischer Veränderungen und Abflussregulierungen in einem schlechten ökologischen Zustand. Die Hauptgründe sind der Ausbau, die Begradigung und Befestigung von Ufer und Sohle, intensive Auennutzungen verbunden mit hohen Bevölkerungsdichten und deren Hochwasserschutzanforderungen an den Fließgewässern und deren Einzugsgebieten. Das gehäufte Auftreten mehrerer Extremhochwasser hat zuletzt den Hochwasserschutz stark ins öffentliche Bewusstsein gedrängt. Das Forschungsprojekt In_StröHmunG setzt auf die Synergie von ökologisch ausgerichteter flussgebietsbezogener Gewässerbewirtschaftung und ökonomisch fundiertem Hochwasserrisikomanagement.


  Koordinator: Professur für Wasserbau der TUD, Prof. Jürgen Stamm

  Projektpartner an der TUD: Institut für Hydrobiologie

  Fördersumme: insgesamt ca. 2.15 Millionen Euro, davon ca. 0,9 Millionen Euro TUD

  Projektstart: 1.4.2015


  

  BOOT-Monitoring


  Im Projekt BOOT-Monitoring entwickeln Dresdener Forscher der Professuren für Siedlungswasserwirtschaft und Geoinformationssysteme ein Sensormesssystem, das bei der Befahrung von Gewässern kontinuierlich Daten zur Wasserqualität, dem Fließverhalten und den morphologischen Eigenschaften des Gewässers erfasst und visualisiert. Es soll auch in sehr kleinen Bächen und Flussarmen zum Einsatz kommen, die nicht mit normalen Booten befahren werden können. Die Wissenschaftler erhoffen sich dadurch ein besseres Verständnis davon, wie Stoffe im Gewässer transportiert und verändert werden, aber auch wie sich diese Eigenschaften des Gewässers auf seine Qualität auswirken. Getestet werden soll die neue Technologie auf Flüssen in Sachsen und Mecklenburg-Vorpommern.


  Koordinator: Professur für Siedlungswasserwirtschaft der TU Dresden, Prof. Peter Krebs

  Projektpartner an der TUD: Professur für Geoinformationssysteme, Prof. Lars Bernard

  Fördersumme: insgesamt 1,5 Millionen Euro, davon 0,7 Millionen Euro TUD

  Projektstart: voraussichtlich 1.5.2015


  

  CYAQUATA


  Im Project CYAQUATA, das an der Professur für Wasserchemie der TU Dresden koordiniert wird, sollen die Wechselbeziehungen zwischen dem Auftreten toxinbildender Cyanobakterien und der Wasserqualität in Talsperren untersucht werden. Ziel ist die Entwicklung einer nachhaltigen Strategie zur Bewirtschaftung von Talsperren unter Berücksichtigung sich ändernder Umweltbedingungen. Hintergrund ist die seit einigen Jahren beobachtete Zunahme von Cyanobakterien, möglicherweise als Folge des Klimawandels. Cyanobakterien bilden sogenannte Cyanotoxine, welche die Nutzung der betroffenen Talsperren, z. B. für die Trinkwasserversorgung, Erholung oder Fischerei, erheblich beeinträchtigen können. Im Projekt CYAQUATA wollen die Wissenschaftler in Freiland- und Laborversuchen die wesentlichen limnologischen und hydrochemischen Schlüsselfaktoren für die Massenentwicklung von Cyanobakterien identifizieren und mögliche Gegenmaßnahmen ableiten.


  Koordinator: Professur für Wasserchemie der TUD, Prof. Eckhard Worch

  Projektpartner an der TUD: Ökologische Station Neunzehnhain

  Fördersumme: insgesamt ca. 1,18 Millionen Euro, davon ca. 560 000 Euro TUD

  Projektstart: 1.6.2015


  

  Förderprogramm ReWaM


  Ziel des Förderprogramms "Regionales Wasserressourcen-Management (ReWaM)" des BMBF sind die Erforschung, Erprobung und Etablierung neuer Ansätze in der Wasserwirtschaft. Ein regionales Wasserressourcen-Managements soll unterschiedliche wirtschaftliche und gesellschaftliche Aktivitäten mit dem Schutz der Gewässer verknüpfen. Gefördert werden Verbundvorhaben in den Themenfeldern "Prozesse in Gewässerökosystemen und Flussgebieten", "Instrumente der Gewässerbewirtschaftung" und "Konzepte im Wasserressourcen-Management", die von Einrichtungen der Wissenschaft, Wirtschaft und der öffentlichen Verwaltung gemeinsam getragen werden. Insgesamt werden Projekte im Umfang von rund 30 Mio. Euro gefördert.


  Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

  http://idw-online.de/de/news628562

  Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

  http://idw-online.de/de/institution143


  *


  Quelle:

  Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

  Technische Universität Dresden, Kim-Astrid Magister, 01.04.2015

  WWW: http://idw-online.de

  E-Mail: service@idw-online.de
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